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1 Vorbemerkungen

1.1 Veranlassung und Planziel

Das 1961 vom Schloss des Grafen zu Solms-Laubach in einen Neubau in der Johann-Sebastian-Bach-
Stralle umgesiedelte Singalumant wurde bis zu seiner Auflésung 1981 als Internat genutzt. Nach einer
Zwischennutzung als Aussiedlerwohnheim steht das Ensemble seit Ende der 1990er Jahr leer und ist
dem Verfall preisgegeben.

Waéhrend seines Baus und der friihen Nutzungsphase nahezu noch in sichtexponierter Alleinlage be-
findlich, liegt das aus mehreren Zweckbauten im Stil der friihen 1960er Jahre errichtete Ensemble heute
integriert in das Musikerviertel. Hier dominieren Ein- und Zweifamilienhduser mit geneigten Dachern das
Bild. Sie stehen in einem deutlichen Kontrast zu der, dem Gelandeverlauf folgend auf mehreren Terras-
sen angeordneten Riegelbebauung. Das Ensemble erinnert mit seinen kubischen Formen und Flachen-
dachern an ein wesentliches Element der frihen Bauhausarchitektur. Diese Formensprache erfreut sich
seit mehreren Jahren wieder grof3er Beliebtheit.

Ziel der Planung ist es, auch im Hinblick auf eine hohe Energieeffizienz, kompakte Gebaude mit einem
optimierten Verhaltnis von Hullflache und Geschossflache zu errichten. Hierfiir eignen sich Mehrfamili-
enhduser in Form von Stadtvillen mit Staffelgeschoss. Zur Johann-Sebastian-Bach-Strafle ansichtig
werden max. 3 Geschosse und das eingeriickte Staffelgeschoss.

Die Gebaude werden soweit méglich in den Hang hineingeschoben, um die stralenseitige Ansicht in
der H6he zu begrenzen. Die Hohe der Gebaude wird in Meter Gber NN festgesetzt, um eine eindeutige
Bezugnahme zu erméglichen. Hierdurch kann sowohl dem Hoéhenverlauf der Johann-Sebastian-Bach-
Stral3e als auch dem Héhenverlauf des Gelandes Rechnung getragen werden.

Um das Bauplanungsrecht fiir die Ersatzneubauten zu schaffen, soll ein Bebauungsplan aufgestellt
werden. Der Bebauungsplan wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan ausgefiihrt, die Aufstellung
erfolgt im beschleunigten Verfahren. Der Aufstellungsbeschluss wurde von der Stadtverordnetenver-
sammlung am 13.06.2019 gefasst.

1.2 Verfahren

Ein Bebauungsplan fur die Wiedernutzbarmachung von Flachen kann im beschleunigten Verfahren ge-
maRk § 13a BauGB aufgestellt werden. Das Bemuhen, die zuklnftige Bebauung aufgelockert darzustel-
len, fihrt zwar, dass die durch die Bestandsbebauung vorgegebene Grenze im Siidwesten um mehrere
Meter Uberschritten wird. Die Erweiterung liegt aber noch innerhalb der fiktiven riickwartigen Baugrenze,
wodurch die Anwendung des Verfahrens gemaR § 13a BauGB legitimiert ist.

Die Zulassigkeit des Verfahrens ist auf Bebauungsplane begrenzt, deren Grundflache gemal Grundfla-
chenzahl in der Summe 20.000 m? nicht Uberschreitet. Bei dem Bebauungsplan ,Wohnanlage Johann-
Sebastian-Bach-Stralle” betragt die anrechenbare Grundflache nur wenig mehr als 2.000 m2.

Im Rahmen des Verfahrens ist auch die Kumulationsregelung des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB zu
beachten, wonach die Grundflachen mehrerer Bebauungsplane, die in einem engen sachlichen, raum-
lichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind. Die Kumulationsregelung
steht dem Bebauungsplan ,Wohnanlage Johann-Sebastian-Bach-Stralle nicht entgegen, da aus-
schliellich unbeplanter Innenbereich i.S. § 34 BauGB angrenzt.

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulassigkeit von
Vorhaben begriindet wird, die einer Pflicht zur Durchflihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach
dem UVPG oder nach Landesrecht unterliegen. Dies ist vorliegend nicht der Fall.

Das beschleunigte Verfahren ist ferner ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung
derin § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzguiter (FFH- oder europaischen Vogelschutzgebiete)
bestehen. Solche liegen nach den Ergebnissen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages in der An-
lage zu dieser Begriindung nicht vor.
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Schliel3lich ist das beschleunigte Verfahren ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte daflr bestehen, dass
bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Beeintrachtigung der Auswirkungen von schweren Un-
fallen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind. Stdrfallbetriebe sind in Laubach nicht ansassig.

Mit der Anwendung des beschleunigten Verfahrens gilt im Hinblick auf die Offentlichkeit- und Behor-
denbeteiligung, dass von der frihzeitigen Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1
BauGB abgesehen werden kann. Die Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB sowie die
Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt
durch Offenlage des Bebauungsplanentwurfes.

Bei Bebauungsplanen, die im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, bedarf es keiner Umwelt-
prifung, die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung findet keine Anwendung. Zu berucksichtigen ist al-
lerdings, dass auch im Rahmen des Verfahrens nach § 13a BauGB der Belangekatalog des § 1 Abs. 6
BauGB und damit auch die Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu ermitteln, inhaltlich zu
prifen und gegeneinander und untereinander gerecht abzuwéagen sind. Dem tragt der Bebauungsplan
,Wohnanlage Johann-Sebastian-Bach-Strale“ Rechnung, wie der Landschaftspflegerische Fachbei-
trag zeigt.

Im beschleunigten Verfahren bedarf es keiner formalen Umweltprifung, die Belange von Natur und
Landschaft sind gleichwohl zu beachten, auch hier sei auf den landschaftspflegerischen Fachbeitrag
verwiesen.

1.3 Réaumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Wohnanlage Johann-Sebastian-Bach-Strafe®
liegt standortlich im Musikerviertel nordostlich der Altstadt und umfasst die Flachen des ehemaligen
Singalumnats. Es handelt sich hierbei um die Flurstiicke Gemarkung Laubach, Flur 5 Nr. 1/2 und 65 mit
zusammen rd. 5.100 m? Grundstucksflache. Die Abgrenzung des raumlichen Geltungsbereiches ist
durch das Planziel begriindet. Die von der Johann-Sebastian-Bach-Stralie aus gesehen links und rechts
angrenzenden Grundstlicke sind mit Wohnhausern bebaut. Die Stral3e selbst ist gewidmet, sodass auch
sie nicht in den rdumlichen Geltungsbereich einbezogen werden muss. Jenseits der Johann-Sebastian-
Bach-Strale folgt wiederum Wohnbebauung. Nordwestlich schliet Wald an, westlich folgen Streuobst-
wiesen.

1.4 Raumordnung und Landesplanung

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt den rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Jo-
hann-Sebastian-Bach-Stralle” als Vorranggebiet Siedlung, Bestand, dar. Der Bebauungsplan ist gemaf
§ 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst.

1.5 Vorbereitende Bauleitplanung

Der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Laubach stellt Wohnbauflache dar. Der Vorhabenbezo-
gene Bebauungsplan weist zwar kein Wohngebiet im Sinne der Baunutzungsverordnung aus, Iasst aber
nur Wohnhauser zu und kann daher aus der im Flachennutzungsplan dargestellten Wohnbauflache
entwickelt werden.

1.6 Innenentwicklung und Bodenschutz

Mit dem Gesetz zur Starkung der Innenentwicklung 2013 und dem Gesetz zur Starkung des neuen
Zusammenlebens in der Stadt 2017 hat der Gesetzgeber den Stadten und Gemeinden den Auftrag
erteilt, der Innenentwicklung den Vorrang vor der Ausweisung von Neubaugebieten einzurdumen. Die
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Begriindung liegt insbesondere in der Sicherung des Bodens als faktisch nicht regenerierbarem Schutz-
gut. Mit dem Bebauungsplan ,Johann-Sebastian-Bach-Stral3e” tragt die Stadt Laubach diesem Auftrag
in besonderer Weise Rechnung, da bereits bebautes Gelande einer neuen baulichen Nutzung zugefihrt
werden soll.

1.7 Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Mit der Ubernahme des Vorhaben- und ErschlieRungsplanes in das BauGB im Jahr 1998 wurde den
Gemeinden die Mdglichkeit eréffnet, durch einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Zulassigkeit
von Vorhaben zu bestimmen, wenn der Vorhabentrager auf der Grundlage eines mit der Gemeinde
abgestimmten Planes zur Durchfiihrung des Vorhabens und der Erschliefungsmallnahmen bereit und
in der Lage ist und sich zur Durchfuhrung innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Pla-
nungs- und ErschlieBungskosten verpflichtet. Um das Bauplanungsrecht fir die projektierte Wohnbe-
bauung zu schaffen, ist ein aus drei Teilen bestehendes Planwerk erforderlich:

e der Vorhaben- und ErschlieBungsplan
e der Vorhabenbezogene Bebauungsplan und
e der Durchflhrungsvertrag.

Den wesentlichen Beitrag liefert der Vorhaben- und ErschlieRungsplan, denn der Vorhabenbezogene
Bebauungsplan Ubertragt den Vorhaben- und ErschlieBungsplan letztlich nur in die Sprache der Bau-
leitplanung.

Der nachfolgend beschriebene Vorhaben- und ErschlieBungsplan bildet die Grundlage fir die weitere
Konkretisierung des Bauvorhabens, mit dem ein stadtebaulicher Mangel beseitigt werden soll und eine
zukunftsweisende Akzentsetzung fur das Musikerviertel erfolgen kann.

2 Vorhaben- und ErschlieBungsplan

Das stadtebauliche Konzept sieht den Bau von drei Mehrfamilienhausern mit zusammen maximal 50
Wohnungen vor. Das nordliche Gebaude wird rechtwinklig zur Johann-Sebastian-Bach-Strale ange-
ordnet, wobei der langere Gebaudefligel in das Grundstlick hineingeschoben wird, um die bisher vor-
handene Riegelbebauung durch einen Baukdrper abzuldsen, dessen straflenseitige Ausdehnung von
der Lange her auch in der Johann-Sebastian-Bach-StralRe bereits seine Entsprechung findet. Die zuge-
horigen Stellplatze werden auf der Nordseite angeordnet, wodurch die nach der Hessischen Bauord-
nung einzuhaltenden Grenzabstidnde um ein Mehrfaches (berschritten werden. Eine abwagungsbe-
achtliche Beeinflussung der Besonnungssituation des ndérdlich angrenzenden Wohnhauses wird
dadurch vermieden.

Die beiden siidlich angrenzend geplanten Gebaude werden in ihrer Achse gedreht, um die Aufenthalts-
raume nach Sudwesten hin ausrichten zu kdnnen. Auch diese Gebaude werden in das Grundstick
hineingeschoben, wodurch sich die Besonnung der Bestandsgebaude 6stlich der Johann-Sebastian-
Bach-StralRe deutlich verbessert, denn der stralRenseitig angeordnete zweigeschossige Gebauderiegel
des Altbebauung entfallt.

Die Zahl der notwendigen Stellplatze legt der Durchfiihrungsvertrag fest, da die Stadt Laubach keine
Stellplatzsatzung hat. Nach dem Durchfiihrungsvertrag werden pro Wohneinheit 1,5 Stellplatze nach-
gewiesen. Die Stellplatze werden, unter Wahrung der Grenzabstande nach HBO, ebenerdig angeord-
net. Die Stellplatze werden auf dem Baugrundstiick nachgewiesen. Der Bau einer Tiefgarage ist nicht
vorgesehen.
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Die Gebaude sollen zweigeschossig ausgeflihrt werden, aufgrund des zur Johann-Sebastian-Bach-
Stralle hin abfallenden Gelandes werden allerdings auch die Rdume im Souterrain ansichtig. Die vor-
gesehenen Staffelgeschosse werden gegeniber der AulRenwand der darunterliegenden Vollgeschosse
eingerickt, um die Beeinflussung des Strallenbildes weiter zu reduzieren. Dachterrassen auf den Staf-
felgeschossen sind nicht vorgesehen.

Aktuelles stadtebauliches Konzept des VEP (Atelier-Spitzner, GroRseelheim)

johann- <ebastian- bach- straBe
e ! .

T
_ ‘ !
|

_

nicht genordet, ohne Malstab

Der Vorhaben- und Erschlielungsplan befindet sich in der Anlage zu dieser Begriindung.

3 Inhalt und Festsetzungen

Zur Sicherung der angestrebten stédtebaulich geordneten Entwicklung sind in Ausfuihrung des § 1 Abs.
3 BauGB die im Folgenden erlauterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den Bebauungs-
plan aufgenommen worden.

3.1 Art der baulichen Nutzung

Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan ist nicht an den Katalog zulassiger Festsetzungen nach 9 Abs.
1 BauGB gebunden. Er muss daher auch keines der typisierenden Baugebiete nach BauNVO auswei-
sen. Von diesem Angebot macht der vorliegende Bebauungsplan Gebrauch, indem er festsetzt, dass 3
Mehrfamilienhduser mit zusammen max. 50 Wohnungen zulassig sind. Redaktionell klargestellt wird,
dass zu den Wohngebauden auch solche gehdren, die ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege
ihrer Bewohner dienen, um z.B. auch Seniorenwohnen, d.h. Wohnen mit Betreuungsangeboten zu er-
moglichen.
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Die Positivfestsetzung zulassiger Nutzungen bedeutet auch, dass alle sonstigen Nutzungen ausge-
schlossen sind.

3.2 MaR der baulichen Nutzung

Bei der Festsetzung des Mafes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemaR § 16 Abs. 3
BauNVO stets die Grundflachenzahl oder die Grofe der Grundflachen der baulichen Anlagen und die
Zahl der Vollgeschosse oder die Héhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung
offentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeintrachtigt werden kénnen. Zum
Mafd der baulichen Nutzung werden bei dem Bebauungsplan “Wohnanlage Johann-Sebastian-Bach-
Strale” die Grundflachenzahl, die Geschossflachenzahl und die zulassige Hohe baulicher Anlagen be-
stimmt.

3.2.1 Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter Grundstlcksflache
i.S. § 19 Abs. 3 BauNVO zulassig sind. Die zulassige Grundflache ist der Anteil des Baugrundstiicks,
der von baulichen Anlagen der Hauptnutzung Uberdeckt werden darf. Die maximal zulassige Grundfla-
chenzahl fUr die zum Vergleich herangezogenen Reinen Wohngebiete liegt gemaR § 17 Abs. 1 BauNVO
bei GRZ = 0,4. Diese wurde im Entwurf des Bebauungsplanes festgesetzt. Einer besonderen Begriin-
dung bedurfte es hierfiir nicht, da es, um dem Gebot zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden
Folge zu leisten, regelmaRig notwendig ist, sich an den jeweiligen Obergrenzen zu orientieren. Infolge
der im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung hiergegen vorgetragenen Bedenken, wird die Grundfla-
chenzahl zur Satzung hin auf GRZ = 0,3 reduziert. Der Vorhabentrager hat der Reduzierung zuge-
stimmt.

Die zulassige Grundflache darf gem. § 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflachen von Garagen und
Stellplatzen mit ihren Zufahrten, untergeordneten Nebenanlagen wie z.B. die Standflachen von Wert-
stoff- und Abfallbehaltern bis zu 50% Uberschritten werden. Die entsprache einer Grundflachenzahl von
insgesamt GRZ = 0,45. Um den Stellplatznachweis entsprechend dem Vorhaben- und ErschlieBungs-
plan fiihren zu kénnen, muss festgesetzt werden, dass die Grundflache gemafl Grundflachenzahl durch
die Grundflache von Stellplatzen mit ihren Zufahrten bis zu einer Grundflachenzahl von GRZ = 0,6 tber-
schritten werden darf. Hieraus ergibt sich, dass mind. 40% des Baugrundstiicks gartnerisch anzulegen
sind.

3.2.2 GeschoRflachenzahl

Die Geschossflachenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter Grundsticks-
flache i.S. § 19 Abs. 3 BauNVO zuldssig sind. Die Ermittlung der Geschossflache erfolgt nach den
AulBenmalen der Gebaude. Die Geschossflachenzahl unterschreitet mit GFZ = 0,8 die zulassige Ober-
grenze der BauNVO fir Reine Wohngebiete von GFZ = 1,2 um 33%. Diese Unterschreitung ist der
Tatsache geschuldet, dass in die Geschossflachenermittiung nur die Vollgeschosse einbezogen wer-
den. Die Geschossflache von sonstigen Geschossen findet keine Anrechnung. Sonstige Geschosse
sind Kellergeschosse, deren Deckenoberkanten im Mittel nicht mehr als 1,4 m Uber die Gelandeober-
flache hinausragen und Staffelgeschosse, wenn sie Uber weniger als drei Viertel der Grundflache des
darunter liegenden Geschosses eine Héhe von 2,3 m haben.

Der Bebauungsplan setzt keine Vollgeschosse fest, da bei dem teilweise steil ansteigenden Geldnde
nicht ausgeschlossen werden kann, dass das untere Geschoss formal auch die Definition der Hessi-
schen Bauordnung fir ein Vollgeschoss erfullt. In diesem Fall ware die Geschossflache des
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.Kellergeschosses” auf die zulassige Geschossflache gem. GFZ anzurechnen. Die Festsetzung der
GFZ sorgt also dafir, dass das untere Geschoss entweder als Kellergeschoss auszufiihren ist, oder auf
die zulassige Geschossflache gem. GFZ angerechnet werden muss. Der Nachweis ob der Notwendig-
keit einer Anrechnung erfolgt im Baugenehmigungsverfahren.

3.2.3 Festsetzungen zur Héhenentwicklung

Der Verzicht auf die Festsetzung der Zahl zulassiger Vollgeschosse ist auch dadurch begriindet, dass
diese keine Aussage Uber die tatsachlich zuldssige Hohenentwicklung erméglichen. Denn die HBO de-
finiert nur die Mindesthéhe eines Vollgeschosses. Es wurde bereits ausgefuhrt, dass die Festsetzung
der Zahl zulassiger Vollgeschosse auch topografiebedingt nicht geeignet ist, die zulassige Héhenent-
wicklung mit hinreichender Genauigkeit zu bestimmen.

Daher werden die zulassigen Gebaudehdhen in m Gber Normalnull festgesetzt. Sie entsprechen den
Angaben aus dem Vorhaben- und ErschlieBungsplan, jeweils auf 0,5 m aufgerundet. Die Hohe des als
Referenz herangezogenen Wohnhauses Johann-Sebastian-Bach-Strale wird um max. 2,0 m dber-
schritten. In einer vergleichbaren GréRenordnung, 2-3 m, bewegt sich auch die Uberschreitung des
bestehenden hinteren Gebauderiegels, dessen Attikaoberkante bei 235,14 Gber NN m liegt.

Diese Hohenentwicklung wird dadurch kompensiert, dass die derzeitige Riegelbebauung mit rd. 50 m
Lange (hinterer Geb&uderiedel) bzw. rd. 84 m (Gesamtensemble) aufgebrochen wird und mehrere
Sichtbeziehungen zu dem bergseitig angrenzenden Wald verbreitert (nérdlich und sidlich) bzw. zusatz-
lich angelegt (mittig) und dadurch auch der Luftaustausch verbessert werden.

3.2.4 Bauweise und iiberbaubare Grundstiicksflache

Eine Bauweise wird nicht festgesetzt, sie ergibt sich abschlieRend aus den Gberbaubaren Grundstlick-
flachen i.V.m. den Abstandsbestimmungen der HBO. Die Festsetzung der tUiberbaubaren Grundstticks-
flachen erfolgt mitttels Baugrenzen, bis an die gebaut werden kann. lhre Ausweisung folgt dem Vorha-
ben- und Erschliefungsplan.

3.2.5 Waldrandlage

Das bestehende Ensemble befindet sich unmittelbar am Waldrand. Die erste Baumreihe stockt nach
den Ergebnissen der Vermessung bereits auferhalb des rdumlichen Geltungsbereiches an der Ober-
kante der Boschung zwischen Bestandsgebaude und dem den Waldrand begleitenden Weg. Bei der
Bebauung wird dafir Sorge zu tragen sein, dass die Baume und ihre Wurzeln nicht beschadigt werden.
Es wird aber auch dafiir Sorge zu tragen sein, dass die zukinftige Bebauung nicht durch umstiirzende
Baume gefahrdet wird. Daher wird in den Bebauungsplan eine Kennzeichnung aufgenommen, um die
Flache zu markieren, innerhalb derer besondere Anforderungen an die Statik zu stellen sind.

4 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

Auf der Grundlage der Ermachtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO wird bestimmt,
dass nur Flachdacher und flach geneigte Dacher mit einer Neigung von bis zu 10° zulassig sind und
dass Staffelgeschosse gegeniber der Auflenwand des darunter liegenden Vollgeschosses auf den stra-
Renbildwirksamen Gebaudeseiten um mind. 1,5 m zurlck zu setzen sind. Die Gestaltungsvorschrift
greift das wesentliche Element der vorhandenen Bebauung auf und gewahrleistet zudem die Umset-
zung des dem Vorhaben- und ErschlieBungsplan zugrundeliegenden architektonischen Konzeptes.

Weitere Gestaltungsvorschriften betreffen Abfall- und Wertstoffbehalter, Einfriedungen und Stitzmau-
ern sowie die Gestaltung von Grundsticksfreiflachen.
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5 Verkehrserzeugung und Verkehrsflachen

Mit der Revitalisierung der Flache werden auch wieder Ziel- und Quellverkehre entstehen. Nach der
durchgefiihrte Verkehrsuntersuchung' sind an einem normalen Werktag folgende Kfz-Fahrten zu er-
warten:

Bewohner 182 Kfz-Fahrten
Besucher 28 Kfz-Fahrten
Lieferanten/Entsorger 6 Kfz-Fahrten
Summe 218 Kfz-Fahrten

Die Ergebnisse der anhand der einschlagigen Methodenstandards durchgefihrten Berechnungen zei-
gen, dass das prognostizierte Verkehrsaufkommen sowohl in der Spitzenstunde am Vormittag als auch
am Nachmittag leistungsfahig abgewickelt werden kann. Es sind keine Veranderungen am vorhandenen
StralRenraum erforderlich.

Die Uberpriifung der StraBenquerschnitte im Bereich der Johann-Sebastian-Bach-StraRRe hat gezeigt,
dass der vorhandene Strallenquerschnitt ausreichend dimensioniert ist und auch sonst die in den Richt-
linien geforderten Anspruche erfullt.

6 Denkmalschutz

Das Ensemble des ehemaligen Singalumnats steht nicht unter Denkmalschutz. Auch in der Nachbar-
schaft sind keine Einzeldenkmaler oder geschltzte Gesamtanlagen nachgewiesen.

7  Beriicksichtigung umweltschiitzender Belange

Bei Bebauungsplanen, die im Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden, ist keine formale Um-
weltprifung erforderlich, die Eingriffsregelung findet keine Anwendung. Die Belange der Umweltpriifung
sind gleichwohl abzuarbeiten, um eine gerechte Abwagung zu erméglichen. Hierzu wird auf den Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrag in der Anlage zu dieser Begriindung verwiesen.

8 Immissionsschutz

Im Rahmen der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-
chend zu wiirdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei
raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen die fur eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen
einander so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwirkungen auf die ausschlieRlich oder tGiberwiegend
dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbediirftige Gebiete so weit wie moglich ver-
mieden werden. Bei der Wohnanlage Johann-Sebastian-Bach-Strale werden Wohnnutzungen in ein
Wohngebiet integriert. Der Trennungsgrundsatz ist gewahrt.

9 Erneuerbare Energien und Energieeinsparung

Nach § 3 Abs. 1 Erneuerbare-Energien-Warme-Gesetz (EEWarmeG) werden die Eigentimer von Ge-
bauden, die neu errichtet werden, dazu verpflichtet, den Warmeenergiebedarf des Gebaudes durch die
anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Uber die Energieeinsparverordnung (EnEV)
ist zudem sicherzustellen, dass bei der Errichtung und wesentlichen Anderung von Geb&uden ein

T Verkehrsuntersuchung Heinz + Feier GmbH, Wiesbaden
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bestimmter Standard an MaRnahmen zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebauden einzuhal-
ten ist. Da es sich hierbei um allgemein geltendes Recht handelt, kann auf die Aufnahme von entspre-
chenden Festsetzungen in den Bebauungsplan verzichtet werden. Es wird als ausreichend erachtet,
auf die geltenden rechtlichen Bestimmungen hinzuweisen.

10 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz

Die folgenden Ausfliihrungen geben Aufschluss Uber die Berlicksichtigung wasserwirtschaftlicher Be-
lange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens.

Wasserversorgung

Die Versorgung mit Trink- und Léschwasser ist Giber das bestehende Leitungsnetz gewahrleistet.

Abwasserentsorgung

Die Abwasserentsorgung ist ebenfalls gewahrleistet, sie erfolgt wie auch bisher im Mischsystem.

Wasserschutzgebiete

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone 11I1B des festgesetzten Trinkwasserschutzgebiets 531-040 ,Was-
serwerk Inheiden” und in der Qualitativen Schutzzone Ill des Heilquellenschutzgebiets 440-088 ,Ober-
hessischer Heilquellenschutzbezirk®. Die Ge- und Verbote der Schutzgebietsverordnungen vom
27.09.1995, StAnz. 46/1995 S. 3594 bzw. Hessisches Regierungsblatt Nr. 3/1929, S. 17 sind zu beach-
ten, sie stehen dem Vollzug des Bebauungsplanes nicht entgegen.

Oberirdische Gewasser

Oberirdische Gewasser werden nicht berihrt.

Uberschwemmungsgebiete

Uberschwemmungsgebiete werden nicht ber(hrt.

11 Bodenschutz

Das Regierungsprasidium Giellen weist in seiner Stellungnahme vom 26.11.2019 auf folgende Infor-
mationen hin und bittet, diese im Vollzug des Bebauungsplanes zu beachten:

Boden - damit lhr Garten funktioniert, Bodenschutz fir Hauslebauer (https://umwelt.hessen.de/si-
tes/default/files/media/hmuelv/hmuklv_boschu-bauen haeuslebauer textvorlage 01 180420.pdf)

und

Boden - mehr als Baugrund, Bodenschutz fir Bauausfiihrende (https://umwelt.hessen.de/si-
tes/default/files/media/hmuelv/hmuklv_boschu-bauen bauausfuehrende textvorlage 02 180420 inkl-

anhang.pdf)

12 Bergbau

Das Regierungsprasidium GielRen weist in seiner Stellungnahme vom 26.11.2019 darauf hin, dass der
Geltungsbereich im Gebiet eines erloschenen Bergwerksfeldes liegt, in dem bergbauliche
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Untersuchungsarbeiten in mehreren Schachten durchgefiihrt wurden. Die ortliche Lage dieser bergbau-
lichen Arbeiten ist nicht bekannt. Daher ist bei BaumaRnahmen auf Spuren ehemaligen Bergbaus zu
achten; ggf. sind bauliche Sicherungsmalinahmen zu treffen.

13 Altlasten und Kampfmittel

Aus dem raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Altlasten bekannt. Informatio-
nen Uber das Vorhandensein von Kampfmitteln liegen keine vor.

14 Bauablaufplanung

Die Bedienung der Baustelle erfolgt GUber die Johan-Sebastian-Bach-StralRe. Alternativen hierzu beste-
hen keine.

Nach Vorlage der Abbruchgenehmigung wird das Gebaude zunachst entkernt, dann werden die Fenster
und Taren herausgenommen. Schliellich erfolgt der Riickbau der konstruktiven Teile. Alle Abbruchma-
terialien werden separiert. Grundlage bilden das Kreislaufwirtschaftsgesetz und die zum KrwG ergan-
genen Rechtsverordnungen.

Wahrend der Bauphase finden die einschlagigen Vorschriften wie u.a. die Allgemeine Verwaltungsvor-
schrift zum Schutz gegen Baularm Anwendung. Ein detailliertes Konzept, wie Larm- und Staubimmissi-
onen verhindert bzw. minimiert werden, wird Bestandteil des Bauantrages.

15 Bodenordnung
Ein Verfahren zur Bodenordnung i.S.d. §§ 45 ff. BauGB ist nicht erforderlich.

16 Kosten

Der Stadt Laubach entstehen aus dem Vollzug des Bebauungsplanes keine Kosten.

Anlagen
Atelier Spitzner: Vorhaben- und ErschlieRungsplan
Heinz + Feier: Verkehrsuntersuchung

Planungsburo Holger Fischer: Landschaftspflegerischer Fachbeitrag

03/2020



	1  Vorbemerkungen
	1.1 Veranlassung und Planziel
	1.2 Verfahren
	1.3 Räumlicher Geltungsbereich
	1.4 Raumordnung und Landesplanung
	1.5 Vorbereitende Bauleitplanung
	1.6 Innenentwicklung und Bodenschutz
	1.7 Vorhabenbezogener Bebauungsplan

	2 Vorhaben- und Erschließungsplan
	3 Inhalt und Festsetzungen
	3.1 Art der baulichen Nutzung
	3.2 Maß der baulichen Nutzung
	3.2.1 Grundflächenzahl
	3.2.2 Geschoßflächenzahl
	3.2.3 Festsetzungen zur Höhenentwicklung
	3.2.4 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
	3.2.5 Waldrandlage


	4 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
	5 Verkehrserzeugung und Verkehrsflächen
	6 Denkmalschutz
	7 Berücksichtigung umweltschützender Belange
	8 Immissionsschutz
	9 Erneuerbare Energien und Energieeinsparung
	10 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz
	11 Bodenschutz
	12 Bergbau
	13 Altlasten und Kampfmittel
	14 Bauablaufplanung
	15 Bodenordnung
	16 Kosten

